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Wegen BVD: Verdoppelung 
der Entschädigungen
Im letzten Jahr sind im 
Kanton Freiburg doppelt  
so viele Tiere wegen der 
Tierseuche BVD ausge-
merzt worden wie 2016. 
Entsprechend erhöhten 
sich die Entschädigungen. 

FREIBURG Die Bovine Virusdi-
arrhoe (BVD) beschäftigt die 
kantonale Nutztierversiche-
rungsanstalt Sanima. Wie aus 
dem Tätigkeitsbericht für das 
Jahr 2017 hervorgeht, wurden 
im letzten Jahr 418 Tiere we-
gen BVD ausgemerzt. 68 zuvor 
BVD-freie Betriebe wurden in-
fiziert oder reinfiziert. Gemäss 
Sanima betrugen die Entschä-
digungen für BVD-Fälle letztes 
Jahr 250 000 Franken.

Laut dem Tätigkeitsbericht 
der Sanima mussten seit dem 
Beginn des BVD-Ausrottungs-
programms im Jahr 2008 ins-
gesamt 2720 positiv getestete 
Tiere geschlachtet oder als Ka-
daver entsorgt werden. Die bis-
herigen Kosten seit Beginn des 
offiziellen BVD-Programms be-
laufen sich für die Sanima so-
mit auf 8,7  Millionen Franken. 

Nebstdem erhöhte sich auch 
die Zahl der durch Sauerbrut 
betroffenen Bienenvölker von 
zehn auf 33. Demgegenüber 
ging die Zahl der Schadensfälle 
durch Faulbrut von 17 auf zwei 
Bienenvölker zurück. 2017 war 
auch ein Jahr der Unglücksfäl-
le: 30 Tiere kamen durch Blitz-
schlag um, 37 durch Brand.

Allgemein verzeichnet die 
Sanima einen Anstieg bei den 
meisten Nutztierarten. So ha-
be die Anzahl der Tiere der 
Pferdegattung (Pferde, Maul-
tiere, Esel, Ponys) seit 2008 
um 30  Prozent zugenommen. 
Auch der Schweinebestand 
nahm zu, genauso wie der Ge-
flügelbestand und die Anzahl 
versicherter Bienenvölker. 
Hingegen gab es gegenüber 
dem Vorjahr 64 Rindviehhalter 
weniger; der Rindviehbestand 
nahm um 2443 Tiere ab.

Wie die Sanima im Tätig-
keitsbericht weiter schreibt, 
stand das Jahr 2017 im Zei-
chen einer personellen Verän-
derung. Nach 33  Jahren als 
Verwalter trat Hubert Jungo in 
den Ruhestand. Seit dem 1. Au-
gust 2017 nimmt Michel Rou-
lin dieses Amt wahr. uh

Oberamtmänner wollen mehr Autonomie
133 Gesetzestexte regeln die Aufgaben und Kompetenzen der Oberamtmänner. Diese haben nun eine Bestandesaufnahme gemacht. 
Sie schlagen dem Staatsrat Änderungen vor – hin zu mehr Selbstständigkeit und zu einer Konzentration auf die Kernaufgaben.

Urs Haenni

COURGEVAUX Zu einer Revo-
lution wird es nicht kommen. 
Die sieben Oberamtmänner 
des Kantons Freiburg haben 
sich gemeinsam Gedanken ge-
macht, wie sie sich ihre Rolle 
in Zukunft vorstellen. Sie se-
hen sich weder als reine Vertre-
ter des Staatsrats in den Bezir-
ken noch als vom Staat unab-
hängige Magistratspersonen. 
Vielmehr möchten sie ein de-
zentralisiertes Staatsorgan mit 
Kernaufgaben sein, aber auch 
mit mehr Autonomie als heute.

Diese Einordnung präsen-
tierte der Präsident der Ober-
amtmännerkonferenz, Carl-
Alex Ridoré, gestern an einer 
Medienkonferenz in Courge-
vaux, an der alle sieben Ober-
amtmänner teilnahmen.

Eine Reflexion über die Auf-
gaben der Oberamtmänner 
hatten die Amtsinhaber von 
2004 einmal vorgenommen, 
als sie einen Katalog mit Vor-
schlägen erstellten. Ihre Vor-
stellungen legten sie auch 2009 
in einem Bericht dar, über den 
der Grosse Rat 2011 abstimmte.

Doch erst jetzt scheint die 
Zeit reif, um die Aufgaben der 
Oberamtmänner einer wirkli-
chen Revision zu unterziehen. 
Dies geht mit der bevorstehen-
den Neugestaltung des Geset-
zes über die Oberamtmänner 
einher.

Auch richterliche Behörde
Vorletzte Woche präsentierte 

Staatsrätin Marie Garnier (Grü-
ne) einen Bericht über die terri-
toriale Gliederung des Kantons 
(FN vom 7. 4.). Darin kündigte 
sie einen Kurswechsel an: Zu-
erst sollen die Aufgaben zwi-
schen dem Kanton, den Regio-
nen und Gemeinden festgelegt 
werden, und danach könnten 
die Bezirksgrenzen zum The-
ma werden. «Die Oberamtmän-
ner stehen voll hinter diesem 
Vorgehen», sagte Ridoré. Zwei 
Oberamtmänner haben auch 
in einer Arbeitsgruppe mitge-

wirkt, die zu diesem staatsrät-
lichen Bericht führte.

Gleichzeitig haben die Ober-
amtmänner ihre eigenen Aufga-
ben genauer unter die Lupe ge-
nommen und geprüft, wie zeit-
gemäss diese sind. Noch vor 
zehn Jahren teilte ein Bericht 
die Aufgaben der Oberamtmän-
ner in Verwaltungstätigkeit und 
politische Tätigkeit auf. Im neu-
en Bericht sehen die Oberamt-
männer auch eine zusätzliche 
Achse als richterliche Behörde. 
«Diese Achsen können sich 
überschneiden», so Ridoré. «Ein 
Beispiel dafür sind die Baube-
willigungen: Das Oberamt kann 
Bewilligungsbehörde oder auch 
Rekursbehörde bei Bewilligun-
gen durch die Gemeinde sein.»

Die Oberamtmänner haben 
gemeinsam die Freiburger Ge-
setzgebung unter die Lupe ge-
nommen und 133 Gesetzestex-
te gefunden, welche die Aufga-
ben und Kompetenzen der 
Oberämter beinhalten. Diese 
haben sie einzeln geprüft und 

auf dieser Grundlage Vorschlä-
ge erstellt, welche Aufgaben er-
halten, angepasst, gestrichen 
oder einer anderen Dienststelle 
übertragen werden sollen (sie-
he Kasten).

Hoffnung auf Umsetzung
Allgemein verlangen die 

Oberamtmänner, dass sich ihre 
Tätigkeit vermehrt auf Kernauf-
gaben konzentriert, und dass 
dafür Bereiche wegfallen, die 
auch durch einen digitalen 
Schalter zentral erledigt werden 
können. Die Oberamtmänner 
schlagen etwa vor, dass ihre 
Funktion als Beschwerdeins-
tanz bei kommunalen Entschei-
den verallgemeinert wird und 
dass ihre Kompetenzen bei der 
Schlichtung und Mediation für 
kommunale Angelegenheiten 
erweitert werden.

In ihrem Vorschlag nehmen 
die Oberamtmänner die Idee 
eines einheitlichen Schalters 
für mehrere Verwaltungsange-
legenheiten auf Bezirksebene 

auf. Zudem soll die Region in 
Bereichen wie Alterspolitik, 
Raumplanung oder Verkehrs-
politik verstärkt werden.

Diese Vorschläge der Ober-
amtmänner münden in einem 
Massnahmenplan, an dessen 
Ende die Prüfung der territoria-
len Gliederung steht.

Während in den letzten 
14  Jahren seit den ersten Vor-
schlägen der Oberamtmänner 
kaum etwas umgesetzt wurde, 
ist Ridoré zuversichtlich, dass es 
nun vorwärtsgeht. Ihre Vor-
schläge haben die Oberamt-
männer am 14. März dem Staats-
rat vorgestellt.

Der Oberamtmann des Seebe-
zirks, Daniel Lehmann, ergänz-
te, dass der Grosse Rat bereits 
eine Motion in diese Richtung 
genehmigt hat und dass der 
Staatsrat die Oberamtmänner 
in seiner Projektorganisation 
integriert. Drei Oberamtmän-
ner werden in Zukunft bei der 
kantonalen Arbeitsgruppe mit-
wirken.

Ein Abend im Zeichen der Innovation
An einer Infoveranstaltung an der Hochschule für Technik und Architektur Freiburg wurde die neue 
Schweizerische Innovationsagentur Innosuisse Vertretern aus Wirtschaft und Politik präsentiert.

Jean-Claude Goldschmid

FREIBURG Innosuisse ist 
die seit Anfang Jahr aktive 
Schweizerische Agentur für 
Innovationsförderung, die als 
öffentlich-rechtliche Anstalt 
des Bundes organisiert ist und 
die Funktion der ehemaligen 
Kommission für Technologie 
und Innovation (KTI) über-
nommen hat. Sie fördert unter 
neuer Struktur und mit neuem 
Namen wissenschaftsbasierte 
Innovationen im ganzen Land.

Gestern Abend wurde Inno-
suisse an einem Informations-
abend der kantonalen Wirt-
schaftsförderung in der Hoch-
schule für Technik und Archi-
tektur Freiburg Vertretern der 
Wirtschaft, des Hochschulbe-
reichs und der Politik präsen-
tiert. Die politische Vision hin-
ter dem Ganzen stellten dabei 
Volkswirtschaftsdirektor Oli-
vier Curty (CVP) und National-
rätin Christine Bulliard-Mar-
bach (CVP) vor. Als Vertrete-
rin von Innosuisse war die Di-
rektorin der Agentur, Annalise  
Eggimann, eingeladen. Benoît 

Schmoutz, stellvertretender Di-
rektor der Ascenseurs Menétrey 
AG, und André Droux, Innova-
tionsmentor von Innosuisse, 
präsentierten ihrerseits ihr Ex-
empel einer Innovationsförde-
rung im Kanton Freiburg. Der 

Abend wurde von Jean-Luc 
Mossier, dem Direktor der kan-
tonalen Wirtschaftsförderung, 
moderiert. Im Publikum sassen 
unter anderem Grossratsprä-
sident Markus Ith (FDP, Mur-
ten), sein Vorgänger Bruno Bo-
schung (CVP, Wünnewil) sowie 
Grossrat Daniel Bürdel (CVP, 
Plaffeien), stellvertretender Di-

rektor des Freiburgischen Ar-
beitgeberverbands.

«Neue Arbeitsplätze schaffen»
«Wir leben in einer spannen-

den Zeit des Umbruchs», sagte 
Olivier Curty. «Die Digitalisie-
rung durchdringt unseren All-
tag ebenso wie unsere Verwal-
tung.» Umso wichtiger seien An-
schubhilfen für die Innovation 
in der Wirtschaft, wie sie eben-
so von Innosuisse wie vom neu-
en Wirtschaftsförderungsgesetz 
ausgehen, welches diesen Som-
mer vor den Grossen Rat kom-
men soll. «Denn wir dürfen uns 
von der Innovation nicht abhän-
gen lassen», so Curty.

Auch für Christine Bulliard- 
Marbach ist die Entwicklung 
von neuen Produkten und 
Dienstleistungen wichtig, um 
die Wettbewerbsfähigkeit des 
Kantons und des ganzen Lan-
des zu erhalten. «Es gilt letzt-
lich, nicht nur die bestehen-
den Arbeitsplätze zu behalten, 
sondern auch neue zu schaf-
fen», sagte sie. «Innovation 
lässt sich nicht dekretieren, 
sondern muss durch jeden ein-

zelnen Unternehmer gelebt 
werden.»

«Mehr Unabhängigkeit»
Annalise Eggimann hielt ih-

rerseits fest, dass die neue Or-
ganisationsform von Inno-
suisse als öffentlich-rechtliche 
Anstalt mehr Unabhängigkeit 
und Dynamik im Vergleich zur 
ehemaligen KTI erlaube. Inno-
suisse fördere wissensbasierte 
Innovationsprojekte, aber auch 
Unternehmen bei der interna-
tionalen Zusammenarbeit so-
wie Start-ups, die international 
Fuss fassen wollen. Ein wichti-
ger Teil der Aktivität seien in-
dividuelle Coachings, mit de-
nen das unternehmerische 
Denken durch gezielte Trai-
nings gefördert werden solle.

Ein gelungenes Beispiel für 
ein solches individuelles Coa-
ching durch Innosuisse wur-
de abschliessend von Benoît 
Schmoutz und André Droux 
dargelegt. Schmoutz lobte da-
bei den «kreativen Ansatz» von 
Droux, der seiner Firma in ih-
rem Nischenmarkt sehr gehol-
fen habe.

Die sieben Oberamtmänner (v. l.): Willy Schorderet (Glane), François Genoud (Vivisbach), Patrice Borcard (Greyerz), Nicolas Kilchoer (Broye), Daniel Lehmann (See), Manfred Raemy 
(Sense), Carl-Alex Ridoré (Saane). Bild Charly Rappo

«Innovation lässt 
sich nicht dekre­
tieren, sondern 
muss durch  
jeden einzelnen 
Unternehmer 
gelebt werden.»
Christine Bulliard-Marbach
Nationalrätin

Gesetzgebung

Vorschläge für rund einen 
Drittel der Aufgaben

 Insgesamt 133 Gesetzes-
texte erwähnen die Arbeit 

der Oberamtmänner. Diese 
schlagen nun vor, welche Auf-
gaben und Kompetenzen sie 
beibehalten, anpassen, strei-
chen oder einer anderen Stelle 
übertragen wollen. Gemäss 
Carl-Alex Ridoré betreffen die 
Änderungsvorschläge etwa 
einen Drittel der Aufgaben. Da-
niel Lehmann ergänzt, dass die 
Vorschläge aber erst mit den 
Dienststellen des Staates abge-
sprochen werden müssen.

Beibehalten wollen die Ober-
amtmänner ihre Rolle als Po-
lizei- und Strafverfolgungsbe-
hörde bei der Einwohnerkon-
trolle, als Organisations- und 
Aufsichtsbehörde bei der Aus-

übung der politischen Rechte 
oder als Bewilligungsbehörde 
für die öffentlichen Gaststät-
ten. Änderungen ihrer Aufga-
ben seien beispielsweise beim 
Gesetz über die Agglomerati-
onen angebracht. Ihre Aufga-
ben an eine andere Behörde ab-
treten möchten die Oberamt-
männer beim Kinder- und Er-
wachsenenschutz, der Jagd-
verordnung oder beim Lotte-
riegesetz. Ganz aufzugeben 
seien schliesslich die Funkti-
on als Beratungsstelle bei der 
Bekämpfung des Alkoholmiss-
brauchs, beim Gesetz über die 
Spielapparate und Spielsalons 
und als Aufsichtsbehörde bei 
der Festsetzung «der Dauer der 
Maskeraden». uh


